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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. Dezember 1957 

7 — 80601 — 5122/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 39. Tagung 
vom 6. bis 28. Juni 1956 in Genf 

1. die Empfehlung 101 betreffend die berufliche Ausbildung 
in der Landwirtschaft, 

2. die Empfehlung 102 betreffend Sozialeinrichtungen für 
Arbeitnehmer 


angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Nr. 6 und 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation verpflichtet, 
spätestens innerhalb einer Frist von 18 Monaten nach Abschluß 
der 39. Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz die oben- 
genannten Empfehlungen den gesetzgebenden Körperschaften 
vorzulegen. 

Anbei übersende ich daher den von der Ubersetzungskonferenz 
beschlossenen deutschen Wortlaut der Empfehlungen 101 und 
102; gleichzeitig füge ich die Stellungnahme der Bundesregie- 
rung hierzu bei. 

Federführend sind der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung und der Bundesminister des Auswärtigen, 


Adenauer 
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Neununddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 
(Genf, 6. bis 28. Juni 1956) 


Empfehlung 101 

betreffend die berufliche Ausbildung in der Landwirtschaft 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 6. Juni 1956 zu ihrer neununddreißigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die berufliche Ausbildung in der 
Landwirtschaft, eine Frage, die den vierten 
Gegenstand der Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 26. Juni 1956, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die berufliche Ausbildung (Landwirtschaft), 
1956, bezeichnet wird. 

Die Konferenz stellt fest, daß die Internationale 
Arbeitskonferenz auf ihrer dritten Tagung die Emp- 
fehlung betreffend den beruflichen Unterricht 
(Landwirtschaft), 1921, angenommen hat, die jedes 
Mitglied aufforderte, den beruflichen Unterricht in 
der Landwirtschaft zu fördern und besonders den 
landwirtschaftlichen Lohnarbeitern unter denselben 
Bedingungen zugänglich zu machen wie allen ande- 
ren in der Landwirtschaft beschäftigten Personen. 

Sie geht davon aus, daß die Internationale Ar- 
beitskonferenz die Frage der beruflichen Ausbil- 
dung im allgemeinen eingehend geprüft und ins- 
besondere die Empfehlung betreffend die berufliche 
Ausbildung, 1939, sowie die Empfehlung betreffend 
die berufliche Ausbildung (Erwachsene), 1950, an- 
genommen hat. 

Sie zieht in Betracht, daß der Ständige Ausschuß 
für Landwirtschaft der Internationalen Arbeitsor- 
ganisation die besonderen Gesichtspunkte der be- 
ruflichen Ausbildung in der Landwirtschaft unter- 
sucht und entsprechende Vorschläge ausgearbeitet 
hat. 

Sie vertritt die Auffassung, daß die Mitglieder 
geeignete Systeme der beruflichen Ausbildung in 
der Landwirtschaft schaffen oder ausbauen sollten. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die 
folgenden Bestimmungen anzuwenden, sobald es 
die Verhältnisse in ihrem Lande gestatten, und dem 
Internationalen Arbeitsamt entsprechend den Be- 
schlüssen des Verwaltungsrates über die zu ihrer 
Verwirklichung getroffenen Maßnahmen zu berich- 
ten. 


I. Grundsätze und Ziele der Ausbildung 

1. In jedem Lande sollten die Behörden, andere 
geeignete Stellen oder beide gemeinsam dafür sor- 
gen, daß die berufliche Ausbildung in der Land- 
wirtschaft nach einem wirksamen, zweckmäßigen, 
systematischen und abgestimmten Plan festgelegt 
und durchgeführt wird. 

2. (1) Die Ziele der beruflichen Ausbildung in 
der Landwirtschaft sollten in jedem Lande deutlich 
umschrieben werden, wobei insbesondere die Not- 
wendigkeit hervorzuheben ist, 

a) Männern und Frauen der verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Kategorien (Ungelernte, Ange- 
lernte und Facharbeiter, Verwalter, Betriebs- 
leiter und Hausfrauen) die für die Ausübung 
ihres Berufes notwendigen Fertigkeiten und 
Kenntnisse zu vermitteln, ihnen die soziale Be- 
deutung ihrer Arbeit zum Bewußtsein zu brin- 
gen und in der breiten Öffentlichkeit das Ver- 
ständnis für die Bedeutung des landwirtschaft- 
lichen Berufes zu festigen; 

b) Land und andere natürliche Hilfsquellen sowie 
Arbeitskräfte und Kapital in der Landwirtschaft 
besser zu nutzen; 

c) für die Pflege des Bodens und der sonstigen 
landwirtschaftlich wichtigen natürlichen Hilfs- 
quellen zu sorgen; 

d) den Nutzeffekt der Arbeit, die Gesamterzeugung 
und die Erträge in der Landwirtschaft zu stei- 
gern, die Qualität und Aufbereitung der land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse sowie gegebenen- 
falls deren Verarbeitung im Betriebe selbst zu 
verbessern, um auf diese Weise ihren Absatz 
zu erleichtern und insbesondere den Stand der 
Ernährung zu heben; 

e) Einkommen und Lebensstandard zu erhöhen, 
Arbeitsbedingungen, Beschäftigungs- und Auf- 
stiegsmöglichkeiten in der Landwirtschaft zu 
verbessern, um so zur Herstellung des in dieser 
Hinsicht fehlenden Gleichgewichts zwischen der 
Landwirtschaft und den anderen Berufen beizu- 
tragen; 

f) die Mechanisierung, soweit angezeigt, zu för- 
dern, die Sicherheit der landwirtschaftlichen 
Arbeit zu erhöhen und die Verrichtung der land- 
wirtschaftlichen Arbeiten zu erleichtern, insbe- 
sondere für Frauen und Kinder; 
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g) auf dem Arbeitsmarkt ein angemessenes Gleich- 
gewicht zwischen der Landwirtschaft und den 
übrigen Wirtschaftszweigen herzustellen; 

h) für eine geeignete Berufsberatung der Jugend- 
lichen auf dem Lande zu sorgen; 

i) soweit angezeigt, Jugendliche in genügender 
Zahl den verschiedenen landwirtschaftlichen Be- 
rufen zuzuführen; 

j) die Probleme der saisonbedingten Arbeitslosig- 
keit und der Unterbeschäftigung in der Land- 
wirtschaft zu lösen; 

k) das Mißverhältnis zwischen dem in der land- 
wirtschaftlichen Produktion erreichten tech- 
nischen Fortschritt und seiner praktischen An- 
wendung zu beseitigen; 

l) die ländlichen Lebensverhältnisse im allgemei- 
nen zu verbessern und die Freude am landwirt- 
schaftlichen Beruf zu erhöhen. 

(2) Zur Erreichung dieser Ziele müßte die Be- 
rufsausbildung die Auszubildenden mit den zweck- 
mäßigen Arbeitsverfahren und -methoden vertraut 
machen, ihre Urteilsfähigkeit entwickeln, sie ge- 
gebenenfalls in der landwirtschaftlichen Arbeits- 
planung unterweisen und sie die Grundsätze und 
Methoden der landwirtschaftlichen Betriebsführung 
lehren. Die berufliche Ausbildung sollte stufen- 
weise der Aufnahmefähigkeit der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung angepaßt werden und sich dabei 
insbesondere nach dem Stande ihrer wirtschaft- 
lichen und sozialen Entwicklung richten; sie sollte 
so gestaltet sein, daß die Landbevölkerung nach 
Möglichkeit schließlich eine im wesentlichen, wenn 
auch nicht im einzelnen, gleichwertige Erziehung 
und Ausbildung wie die Stadtbevölkerung erhalten 
kann. 


II. Anwendungsbereich der Ausbildung 

3. (1) Das berufliche Ausbildungsprogramm in 

der Landwirtschaft sollte die gesamte landwirt- 
schaftliche Bevölkerung erfassen, ungeachtet ihrer 
Rasse, Religion, Staatsangehörigkeit oder ihres Ge- 
schlechts und ohne Rücksicht auf ihr Rechtsverhält- 
nis zu Grund und Boden, so z. B. angehende und 
im Beruf befindliche Landwirte und Landarbeiter, 
einschließlich der Saisonarbeiter, der Landfrauen 
und derjenigen Arbeitskräfte, die in eng mit der 
Landwirtschaft verbundenen Berufen tätig sind. 

(2) Der Umfang dieses Ausbildungsprogramms 
kann nach Bedarf im Anfangsstadium und in unter- 
entwickelten Ländern beschränkt werden auf Per- 
sonen, die von dem vorhandenen Lehrpersonal am 
besten erreicht und unterwiesen werden können, 
sowie auf Gebiete und Personengruppen, für welche 
die Ausbildung am notwendigsten ist und den 
größten Erfolg verspricht. 

(3) In unterentwickelten Gebieten mit man- 
gelnden Ausbildungsmöglichkeiten sollte in erster 
Linie ein befähigtes, der landwirtschaftlichen Um- 
welt Verständnis und Liebe entgegenbringendes 


Lehr- und Ausbildungspersonal herangebildet wer- 
den, das möglichst über eigene landwirtschaftliche 
Lebens- und Arbeitserfahrungen verfügt. 

(4) Selbst wenn dieses Lehr- und Ausbildungs- 
jpersonal nicht zur Verfügung steht, sollte jede 
mögliche Unterstützung gewährt werden, um Aus- 
bildungsmöglichkeiten in bäuerlichen Betrieben oder 
in Großbetrieben zu schaffen, deren Leitung hin- 
reichend befähigt ist, die praktische Ausbildung zu 
übernehmen. 

4. (1) In unterentwickelten Ländern sollte der 
Unterricht im Lesen und Schreiben den Vorrang 
haben. Vor der fachlichen Ausbildung in Schulen 
oder Hand in Hand mit ihr sollte in der Regel eine 
allgemeine Schulung stattfinden, die einen Unter- 
richt in grundlegenden Fächern nach den aner- 
kannten Maßstäben der betreffenden Länder umfaßt. 
Wird Fachunterricht im Rahmen des Schulpensums 
erteilt, so sollte die allgemeine Schulung dem Fach- 
unterricht nicht nur voraus, sondern damit Hand in 
Hand gehen. 

(2) Die Lehrpläne für landwirtschaftliche Be- 
rufsausbildung sollten nach Möglichkeit sowohl 
theoretischen Unterricht als auch verwandte Fächer 
allgemeiner Natur, z. B. soziale Fragen auf dem 
Lande, einschließen. 

5. Bei der Aufstellung des Ausbildungsplanes 
sollten insbesondere berücksichtigt werden 

a) die auszubildenden Personen und der angestrebte 
fachliche Ausbildungsgrad, 

b) die Agrarstruktur, der Entwicklungsgrad der 
Landwirtschaft und die landwirtschaftliche Pro- 
duktionsrichtung, 

c) die Tendenzen des ländlichen Arbeitsmarktes, 
der Grad der Versetzbarkeit der Arbeitskräfte 
oder das Bedürfnis hierfür, 

d) das gesellschaftliche Leben, die Bräuche, Über- 
lieferungen und Anschauungen der ländlichen 
Gemeinwesen, 

e) die allgemeine Zielsetzung der Landespolitik. 

6. (1) Die der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
erteilte berufliche Ausbildung sollte, wo es möglich 
und angezeigt ist, auch einen ergänzenden Unter- 
richt, insbesondere in der Herstellung und Ausbes- 
serung landwirtschaftlicher Geräte, in der Instand- 
haltung und einfachen Instandsetzung landwirt- 
schaftlicher Maschinen, in der Verarbeitung land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse sowie in der Errichtung 
und Instandhaltung landwirtschaftlicher Baulich- 
keiten umfassen. 

(2) In Gebieten, in denen Unterbeschäftigung 
bereits besteht oder einzutreten droht, sollte, soweit 
möglich und angezeigt, die Abhaltung von Lehr- 
gängen zur Erlernung ländlicher oder sonstiger 
Handwerks- und Gewerbeberufe erwogen werden, 
um Männern und Frauen die Aufnahme eines Ne- 
benerwerbes oder eines anderen Hauptberufes zu 
ermöglichen. 


3 



Drucksadle 105 Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


III. Ausbildungsmethoden 

Vorberufliche Ausbildung 

7. Es sollten geeignete Maßnahmen ergriffen 
werden, um in ländlichen und städtischen Gebieten 
einen gleich hohen Bildungsstand und eine gemein- 
same Bildungsgrundlage zu erreichen. Die Lehr- 
methoden und gegebenenfalls auch die Lehrpläne 
der ländlichen Volksschulen sollten den Bedürf- 
nissen der ländlichen Gebiete und der Umwelt, in 
der die Kinder dieser Gebiete aufwachsen, Rech- 
nung tragen. 

8. Im Interesse einer Allgemeinbildung auf 
fester und breiter Grundlage, eines besseren Ver- 
stehens der Natur sowie der Förderung der Hand- 
fertigkeit und der Beobachtungsgabe sollte der 
theoretische Unterricht in den Volksschulen nach 
Möglichkeit durch einen praktischen, zum Lehrplan 
gehörenden Unterricht ergänzt werden, der Arbei- 
ten in den Schulgärten und Lehrgänge in Heim- 
gewerben umfaßt. Dieser praktische Unterricht 
sollte jedoch die Lehrgänge und Lehrpläne der all- 
gemeinen Schulausbildung nicht beeinträchtigen. 

9. In ländlichen Gemeinwesen unterentwickel- 
ter Gebiete sollte der Grundunterricht als Mittel 
dazu dienen, im Rahmen eines abgestimmten Lehr- 
planes Kenntnisse in verbesserten landwirtschaft- 
lichen Bewirtschaftungsmethoden sowie auf Ge- 
bieten wie den folgenden zu vermitteln: ländliches 
Handwerk und Gewerbe, Gesundheitspflege, Ge- 
sundheitsschutz, Ernährung, Kleinkinderpflege, Le- 
bensmittelkonservierung, Wohnungswesen, Dorf- 
planung und Verkehrswesen. Es sollte vor allem 
dafür gesorgt werden, den sozial schwächeren 
Schichten der Landbevölkerung, insbesondere 
Stammesverbänden in unterentwickelten Ländern, 
die einen primitiven Landbau betreiben und einen 
sehr niedrigen Lebensstandard haben, eine ange- 
messene Ausbildung zuteil werden zu lassen. 


Landwirtschaftlicher Unterricht an den 
Mittelschulen 

10. (1) Der landwirtschaftliche Unterricht sollte, 

soweit dies angezeigt und kein eigentlicher land- 
wirtschaftlicher Fachunterricht an Mittelschulen 
vorgesehen ist, allgemeinen Charakter haben. In 
ländlichen Gegenden sollte dieser Unterricht den 
nationalen und örtlichen Verhältnissen angepaßt 
werden. Wo kein landwirtschaftlicher Unterricht 
erteilt wird, sollte für dessen schrittweise Auf- 
nahme in den Lehrplan der ländlichen Mittelschulen 
gesorgt werden. Dieser Unterricht sollte jedoch die 
Lehrgänge und Lehrpläne des allgemeinen Unter- 
richtes nicht beeinträchtigen. 

(2) Dieser Unterricht sollte nach Möglich- 
keit durch praktische Arbeiten in dem der Schule 
angeschlossenen Landwirtschaftsbetrieb, in land- 
wirtschaftlichen Versuchsbetrieben oder in sonsti- 
gen landwirtschaftlichen Betrieben ergänzt werden, 
wobei solche Arbeiten auf die Bedürfnisse des Un- 
terrichts beschränkt werden sollten. 


Landwirtschaftliche Fachschulen 

11. Es sollten landwirtschaftliche Fachschulen 
vorgesehen werden, die während einer angemesse- 
nen Dauer Unterricht über Landarbeit, Produktion 
und Absatz landwirtschaftlicher Erzeugnisse, die 
Methoden landwirtschaftlicher Nutzung und Be- 
triebsführung sowie über andere geeignete Lehr- 
gegenstände erteilen. 

12. Auf höheren Entwicklungsstufen der Berufs- 
ausbildung sollten vorgesehen werden 

a) Schulen oder besondere Schulabteilungen, die 
beiden Geschlechtern offenstehen und in denen 
Unterricht in bestimmten landwirtschaftlichen 
Betriebszweigen erteilt wird, 

b) Schulen oder besondere Schulabteilungen, die 
beiden Geschlechtern offenstehen und in denen 
bestimmte Gruppen von Landarbeitern ausge- 
bildet oder besondere, für die Landwirtschaft 
erforderliche Fachkenntnisse vermittelt werden, 

c) Schulen oder besondere Schulabteilungen, in 
denen Unterricht in ländlicher Hauswirtschaft 
erteilt wird. 

13. Soweit möglich und angezeigt, sollten die 
landwirtschaftlichen Fachschulen über einen ange- 
schlossenen Betrieb verfügen, um den Unterricht 
der landwirtschaftlichen Arbeit anzupassen und den 
Schülern die erforderliche praktische Ausbildung 
zuteil werden zu lassen. Wo dies unmöglich ist 
oder wo es sich als ratsam erweist, diese Ausbil- 
dung zu ergänzen, sollten Vorkehrungen getroffen 
werden, um die erforderliche praktische Ausbildung 
in geeigneten landwirtschaftlichen Betrieben oder 
Versuchsstationen erteilen zu können. Der prak- 
tische Unterricht sollte sich auf die Erfordernisse 
der Ausbildung beschränken. 

14. Bei Errichtung von landwirtschaftlichen 
Fachschulen sollte folgendes in Betracht gezogen 
werden: 

a) die Vorteile, die sich aus der Errichtung von In- 
ternaten oder Halbinternaten ergeben, insbeson- 
dere in Ländern mit landwirtschaftlichen Groß- 
betrieben und geringer Bevölkerungsdichte; 

b) im Gemeinwesen mit genügend hoher Bildungs- 
stufe die Einführung von Fernkursen und die 
Verwendung des Rundfunks für entlegen woh- 
nende Landwirte und in Verbindung damit nach 
Möglichkeit die Abhaltung von Ergänzungskur- 
sen in Schulen mit Internat; 

c) die Bedeutung der Verwendung audio-visueller 
Hilfsmittel. 

Kurzfristige Kurse 

15. (1) Schnellkurse, Saison-, Abend- und Wan- 
derkurse sollten als besonders geeignet gelten, 

a) um die in landwirtschaftlichen Betrieben be- 
schäftigten Söhne und Töchter der Kleinbauern 
und Landarbeiter anzuregen, ihre Fachkennt- 
nisse und ihre Allgemeinbildung zu vervoll- 
kommnen, 
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b) um Spezialisten oder Landwirte und Landarbei- 
ter mit verbesserten oder neuentwickelten Be- 
wirtschaftungsmethoden vertraut zu machen, 

c) um gewissen Arbeitergruppen Spezialkennt- 
nisse und -methoden zu vermitteln, so z. B. in 
bezug auf besondere Kulturen, Tierhaltung und 
Tierernährung, Instandhaltung und Verwendung 
von Geräten oder Maschinen, allgemeine Instand- 
haltung des landwirtschaftlichen Betriebes, Be- 
kämpfung von Pflanzenkrankheiten, Schädlings- 
befall und Tierseuchen. 

(2) Diese Kurse sollten nach den örtlichen 
Bedürfnissen abgehalten werden; sie sollten keinen 
Ersatz für Kurse von längerer Dauer bilden, wo 
solche möglich und erwünscht sind. 

Ausbildung in landwirtschaftlichen Betrieben 

16. (1) Soweit notwendig und angezeigt, sollten 
die Behörden, andere geeignete Stellen oder beide 
gemeinsam die Vermittlung der Auszubildenden in 
ausgewählte landwirtschaftliche Betriebe organi- 
sieren, um vor allem die Ausbildung der angehen- 
den Landwirte, insbesondere in Gebieten mit einem 
verhältnismäßig hohen agrartechnischen Stand, zu 
vervollständigen; dieser Ausbildung sollte in der 
Regel eine angemessene Ausbildung allgemeiner 
Art vorausgehen und dabei die für ein Gebiet je- 
weils charakteristische landwirtschaftliche Bewirt- 
schaftungsform (Gemeindewirtschaft, Großbetrieb 
oder Plantage, genossenschaftlicher Betrieb oder 
Gruppensiedlung, Klein- oder Mittelbetrieb) be- 
rücksichtigt werden. 

(2) Der landwirtschaftliche Betrieb, in dem 
die Ausbildung erfolgt, sollte repräsentativ sein 
und sorgfältig ausgewählt werden; dabei wäre ge- 
gebenenfalls die Möglichkeit zu erwägen, statt des 
Betriebes, in dem der Auszubildende zu Hause ist, 
einen Fremdbetrieb zu wählen. Die Ausbildung im 
landwirtschaftlichen Betrieb sollte nach Möglichkeit 
durch einen theoretischen Unterricht ergänzt wer- 
den. 

Beratungsstellen 

17. (1) Soweit die Entwicklungsstufe der einzel- 
nen Länder dies gestattet, sollten Beratungsstellen 
geschaffen und ausgebaut werden, um den Land- 
wirten die Ergebnisse der wissenschaftlichen For- 
schung praktisch zugänglich zu machen und um die 
technischen Probleme der Landwirte den für ihre 
Lösung maßgeblichen Stellen zur Kenntnis zu brin- 
gen. 

(2) Es sollte darauf hingewirkt werden, daß 
die Landwirte und landwirtschaftlichen Organisa- 
tionen einschließlich der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände ihre eigenen Beratungsprogramme 
aufstellen; auf jeden Fall sollten sie zur Aufstellung 
und Durchführung der offiziellen Lehrpläne und 
ähnlicher erzieherischer Vorhaben zugezogen wer- 
den. 

18. Da es angezeigt ist, in unterentwickelten 
Ländern berufliche Ausbildungsprogramme von ein- 


facher und praktischer Art aufzustellen, deren 
örtlicher Anwendungsbereich und Inhalt sich leicht 
erweitern lassen, sollte die besonders wichtige 
Rolle, welche die Beratungsstellen bei der Erweite- 
rung dieser Programme und der Verwirklichung 
der landwirtschaftlichen Entwicklungspläne spielen 
können, voll anerkannt werden. 

19. Gegebenenfalls sollten die Beratungsstellen 
gemeinsam mit sonstigen beteiligten Organen zur 
Aufstellung von Programmen für die Jugend, zur 
Gründung von landwirtschaftlichen Vereinen für 
junge Leute und zur Ausarbeitung von Programmen 
für den Ausbau der ländlichen Heime und der Dorf- 
gemeinschaften beitragen. 

Lehrlingswesen 

20. (1) Sobald die Landwirtschaft entsprechend 
organisiert ist und die angewandten Bewirtschaf- 
tungsmethoden es rechtfertigen, sollte die Aufstel- 
lung von Ausbildungsplänen für Lehrlinge erwogen 
werden. 

(2) Diese Ausbildungspläne sollten unter 
Berücksichtigung der Bedürfnisse besonderer Be- 
triebszweige, Gebiete und Landarbeitergruppen auf- 
gestellt und in Ausbildungsheimen oder in land- 
wirtschaftlichen Betrieben durchgeführt werden, 
deren Lehrer oder Landwirte eine anerkannte per- 
sönliche und fachliche Befähigung besitzen. 

(3) Die Maßnahmen betreffend die Ausbil- 
dung in dem vom Lehrling gewählten Betriebszweig, 
die Beschränkung der dem Lehrling gestellten Auf- 
gaben auf die für seine Ausbildung nützlichen Tä- 
tigkeiten, die Bereitstellung der erforderlichen Aus- 
rüstung sowie eine dem Lehrling auferlegte Ver- 
pflichtung zum Besuch einer Schule für Allgemein- 
bildung und einer Fachschule sollten der Geneh- 
migung durch die zuständige Stelle oder die zustän- 
digen Stellen unterliegen. 

(4) Die in den vorstehenden Unterabsätzen 
genannten Maßnahmen sollten auf dem Gesetzes- 
oder Verordnungswege, durch Entscheidungen der 
mit der Beaufsichtigung des Lehrlingswesens be- 
trauten öffentlichen Stellen, durch Gesamtarbeits- 
verträge, durch Verbindung der soeben erwähnten 
Verfahren oder in Ermangelung dieser durch andere 
geeignete Methoden getroffen werden. 

21. Wo maßgebende Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände bestehen, sollten diese unmittelbar 
und auf der Grundlage völliger Gleichberechtigung 
an der Aufstellung, Durchführung und Überwa- 
chung der Ausbildungspläne beteiligt werden. 

22. (1) Die landwirtschaftliche Lehre sollte ent- 
sprechend befähigten Anwärtern offenstehen, die 
den ausdrücklichen Wunsch geäußert haben, einen 
landwirtschaftlichen Beruf zu ergreifen, und die ihre 
Schulpflicht erfüllt haben oder in absehbarer Zeit 
erfüllen werden. 

(2) Die Zulassung zur Lehre sowie die Aus- 
bildungsprogramme sollten von der gesetzlich oder 
anderweitig bestimmten und für Arbeit, Landwirt- 
schaft oder Erziehung zuständigen Stelle beauf- 
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sichtigt werden, die angesichts der in den einzelnen 
Ländern herrschenden Verhältnisse als die geeig- 
netste gilt. 

(3) Bei Festsetzung der Zahl der zur Aus- 
bildung zu vermittelnden Jugendlichen sollte, so- 
wohl im Interesse der jungen Leute als auch der 
erwachsenen Arbeiter, die Zahl der im betreffen- 
den Betrieb beschäftigten erwachsenen Arbeiter 
mit Erfahrung berücksichtigt werden, 

(4) Nach zufriedenstellender Beendigung der 
Lehrzeit sollte der Lehrling als Facharbeiter gelten 
und darüber von der zuständigen Stelle eine Be- 
stätigung erhalten. 

23. (1) Die Bedingungen für das Lehrverhältnis 
sollten, gleichgültig ob sie durch Einzelverträge, 
Gesamtarbeitsverträge, durch Gesetz oder anders- 
wie festgelegt werden, eindeutige Bestimmungen 
über die entsprechenden Pflichten des Lehrmeisters 
und des Lehrlings, die Dauer der Lehrzeit, den 
Grad von Kenntnissen und Fähigkeiten, die der 
Lehrling zu erreichen hat, um den Anforderungen 
an einen guten Landwirt zu entsprechen, sowie 
über alle bestehenden Verpflichtungen zum Besuch 
von Berufsschulen enthalten, in denen allgemeiner 
und Fachunterricht erteilt wird. Die Bestimmungen 
sollten auch vorsehen, daß die dem Lehrling über- 
tragenen Pflichten sich auf die für seine Ausbildung 
notwendigen Aufgaben beschränken und daß alle 
Streitfälle der zuständigen Schlichtungsstelle unter- 
breitet werden. 

(2) Mindestsätze und Erhöhungen der Ver- 
gütung, Arbeitszeit, Urlaub, Verpflegung und Un- 
terkunft sowie Versicherung und Leistungen der 
Kranken- und Unfallversicherung für Lehrlinge 
sollten durch Gesetz, durch Verordnung der zustän- 
digen Stelle, durch Schiedssprüche oder Gesamt- 
arbeitsverträge oder durch Entscheidungen beson- 
derer mit dieser Aufgabe betrauter Stellen geregelt 
werden. 

(3) Wo maßgebende Organisationen der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer bestehen, sollten 
diese gleichberechtigt an der Aufstellung, Anwen- 
dung und Überwachung der Bedingungen für das 
Lehrverhältnis beteiligt werden. 

24. (1) Auf den unteren Stufen der Lehrlings- 
ausbildung sollten die erzielten Fortschritte bewer- 
tet und dabei die geleistete Arbeit, die Dauer der 
Lehrzeit und der allgemein sowie bei der Ausfüh- 
rung besonderer Arbeiten erreichte Befähigungs- 
grad festgestellt werden; diese Bewertung sollte 
gegebenenfalls durch praktische Prüfungen ergänzt 
werden. 

(2) Auf höheren Stufen der Lehrlingsausbil- 
dung oder bei Ausbildungsplänen, die weitere 
Ziele verfolgen, sollte die zuständige Stelle sich 
über den zufriedenstellenden Abschluß der Lehr- 
zeit vergewissern. Zu diesem Zwecke sollte eine 
Reihe theoretischer und praktischer Prüfungen über 
die Landwirtschaft im allgemeinen und den vom 
Lehrling gewählten besonderen Betriebszweig in 
Aussicht genommen werden. 


Ausbildung der Lehrkräfte und des leitenden 
Personals in der Landwirtschaft 

25. (1) In allen Programmen für landwirtschaft- 
liche Berufsausbildung sollte die Ausbildung der 
Lehrkräfte und der Beamten der Stellen, die sich 
mit Fragen der Landwirtschaft und ihrer Neben- 
berufe zu befassen haben, einen hervorragenden 
Platz einnehmen; sowohl die einen als auch die 
anderen sollten nach Möglichkeit Leben und Arbeit 
in der Landwirtschaft aus eigener Erfahrung 
kennen. 

(2) Diese Ausbildung könnte nötigenfalls 
durch Maßnahmen wie die folgenden beschleunigt 
werden; 

a) Gründung geeigneter Arten von Ausbildungs- 
anstalten, 

b) Schaffung von Mittelpunkten zur Förderung der 
Wirtschaft auf dem Lande sowie von solchen 
für praktischen Anschauungsunterricht und für 
Ausbildung, 

c) Einrichtung von kurzfristigen Sonderlehrgängen 
für Absolventen höherer Landwirtschafts- 
schulen; diese Lehrgänge sollten nötigenfalls 
Unterrichts- und Verwaltungsfragen sowie Fach- 
gegenstände behandeln mit dem Ziel, den Lehr- 
gangsteilnehmern eine bessere Vorbereitung zur 
Erteilung eines den Bedürfnissen der Landwirt- 
schaft angepaßten und den neuzeitlichen Ver- 
fahren Rechnung tragenden Fachunterrichts zu 
vermitteln. 

26. Auf den höheren Schulen sollten die Land- 
wirtschaftslehrer und die sonstigen Lehrkräfte 

a) vorzugsweise Hochschulbildung oder eine ihr 
gleichwertige Bildung besitzen, 

b) dazu angeregt und in die Lage versetzt werden, 
durch den Besuch von Übungskursen und 
Studienurlauben ihre Kenntnisse auf dem jewei- 
ligen Stand der Forschung zu halten. 

Lehrmittel 

27. Die nach den Fachausbildungsplänen be- 
nutzten Lehrmittel sollten in Übereinstimmung mit 
den Erkenntnissen der Forschungsinstitute und mit 
sonstigen wissenschaftlichen Unterlagen gestaltet 
werden; Lehrpersonal und Auszubildende sollten 
ständig und planmäßig mit dem entsprechenden 
Unterlagenmaterial versorgt werden. 

28. (1) Da der Unterricht in landwirtschaftlichen 
Fächern insbesondere die regionalen und örtlichen 
Verhältnisse und Probleme zu berücksichtigen hat, 
sollte bei der Wahl der Lehrmittel der wirtschaft- 
lichen Struktur der Gebiete Rechnung getragen 
werden, in denen das zukünftige Arbeitsfeld der 
Auszubildenden liegt. 

(2) Stammen Lehrmaterial und -ausrüstung 
aus anderen Ländern oder Gebieten, so sollten sie 
den örtlichen Bedürfnissen entsprechend angepaßt 
werden. 
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29. Vornehmlich im Anfangsstadium der Berufs- 
ausbildung sollte in Fällen, in denen mehrere Län- 
der gemeinsame Merkmale und Probleme aufweisen, 
für solche Länder durch unmittelbare Beratung 
untereinander die Schaffung einheitlicher Lehr- 
mittel in Betracht gezogen werden. Auf jeden Fall 
sollte der freie Austausch von Lehrmitteln gefördert 
werden. 

30. Audio-visuelle Hilfsmittel sollten, insbeson- 
dere in Gemeinwesen mit einem hohen Prozentsatz 
von Analphabeten, einen hervorragenden Platz in 
den Fachausbildungsprogrammen einnehmen, ohne 
deswegen andere Lehrmittel und -methoden zu er- 
setzen; dabei sollten die besonderen Vorteile von 
Projektionsbildern in Betracht gezogen werden. 


IV. Landwirtschaftliche and sonstige beteiligte 
Organisationen 

31. Bauern- und Landarbeiterverbände (ein- 
schließlich der Gewerkschaften), landwirtschaftliche 
Frauen- und Jugendverbände und andere beteiligte 
Organisationen, z. B. Genossenschaften, sollten auf 
sämtlichen Stufen der landwirtschaftlichen Berufs- 
ausbildung maßgebend mitwirken. Sie sollten auf 
jede Weise dazu angeregt werden, an der Vervoll- 
kommnung dieser Ausbildung tätigen Anteil zu 
nehmen. 


V. Innerstaatliche Maßnahmen 

32. (1) Für die Berufsausbildungsprogramme 
sollte die Stelle oder sollten die Stellen verantwort- 
lich sein, von denen man sich die besten Ergebnisse 
versprechen darf; werden mehrere Stellen zusammen 
mit dieser Aufgabe betraut, so sollten Maßnahmen 
zur Koordinierung der Berufsausbildungsprogramme 
getroffen werden. Die örtlichen Stellen sollten an 
der Verwirklichung dieser Pläne mitarbeiten. Es 
sollte eine enge Zusammenarbeit mit den landwirt- 
schaftlichen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbän- 
den sowie mit sonstigen beteiligten Organisationen, 
soweit diese bestehen, gepflogen werden. 

(2) Es sollte eine gewisse Koordinierung der 
privaten und staatlichen Lehrgänge angestrebt wer- 
den, und zwar so, daß 

a) die Auszubildenden ohne weiteres von einer 
Ausbildungsstufe zur anderen übergehen können, 

b) den Bedürfnissen der einzelnen Gebiete und 
Berufszweige Rechnung getragen wird, wobei 
eine zweckentsprechende Einheitlichkeit der Aus- 
bildungsprogramme gewahrt bleiben soll, 

c) die landwirtschaftlichen Forschungsinstitute, die 
Beratungsstellen und alle landwirtschaftlichen 
Ausbildungsstätten eng Zusammenarbeiten. 

33. (1) Die zuständigen Stellen sollten schritt- 
weise allgemeine, nötigenfalls von Gebiet zu Gebiet 
abweichende Richtlinien für folgende Fragen fest- 
setzen; Voraussetzungen für die Zulassung zur 


beruflichen Ausbildung in den verschiedenen land- 
wirtschaftlichen Betriebszweigen; Dauer der Aus- 
bildung und der Lehrgänge; Lehrmittel und Lehr- 
bücher; berufliche Erfordernisse, Gehälter und An- 
stellungsbedingungen der Lehrkräfte; Schülerzahl 
in den einzelnen Klassen; Lehrpläne; Prüfungs- 
anforderungen; Voraussetzungen für eine anerkannt 
abgeschlossene Ausbildung. Geeignete Maßnahmen 
sollten getroffen werden, um die maßgebenden 
Organisationen der Landwirte und der Landarbeiter 
und andere beteiligte Organisationen, soweit diese 
bestehen, hinsichtlich der Festsetzung dieser Richt- 
linien anzuhören. 

(2) Auf allen Stufen der beruflichen Ausbil- 
dung sollten private Bestrebungen zur Aufstellung 
und Durchführung von Ausbildungslehrgängen ge- 
fördert werden; dabei sollte die Anwendung der 
Richtlinien anerkannten, gegebenenfalls von geeig- 
neten Stellen beaufsichtigten Ausbildungsanstalten 
übertragen werden. 

34. Obgleich zur Verwirklichung der Berufsaus- 
bildungsprogramme in vielen Fällen lokale finan- 
zielle Zuschüsse angezeigt sind, sollten auch die 
Behörden in einem für zweckmäßig und notwendig 
erachteten Ausmaß zur Verwirklichung der staat- 
lichen und privaten Berufsausbildungsprogramme 
durch Maßnahmen z. B. folgender Art beitragen: Be- 
willigung von Zuschüssen; Bereitstellung von 
Grundstücken, Gebäuden, Verkehrsmitteln, Lehr- 
mitteln und Ausrüstungen; Beitrag zu den Unter- 
haltskosten oder zur Vergütung für die Auszubil- 
denden während der Ausbildungsdauer durch Ge- 
währung von Stipendien oder auf andere Weise und 
durch unentgeltliche Zulassung von Auszubildenden 
mit entsprechender Befähigung zu landwirtschaft- 
lichen Internatsschulen, insbesondere wenn es sich 
um Personen handelt, die ihre Ausbildungskosten 
nicht selbst bestreiten können. 

35. (1) Die Behörden, andere geeignete Stellen 
oder beide gemeinsam sollten für eine Koordinie- 
rung der Fachausbildungsprogramme mit anderen 
staatlichen, die Landwirtschaft betreffenden Maß- 
nahmen sorgen. Sie sollten insbesondere das Nötige 
vorkehren, damit die Berufsausbildungsprogramme 
unter Berücksichtigung der für angehende Land- 
arbeiter bestehenden Aussichten auf Dauerbeschäf- 
tigung und Siedlung aufgestellt werden,, wobei der 
verfügbare Grund und Boden, der Agrarkredit und 
die Marktlage in Betracht zu ziehen sind. 

(2) Die Behörden, andere geeignete Stellen 
oder beide gemeinsam sollten alle erforderlichen 
praktischen Maßnahmen ergreifen, um die Arbeits- 
vermittlung derjenigen Personen, die ihre Ausbil- 
dung abgeschlossen haben, zu erleichtern und die- 
sen dabei behilflich zu sein, geeignete Betriebe oder 
landwirtschaftliche Arbeitsplätze zu finden, die ihrer 
Ausbildung und ihren Fähigkeiten entsprechen. 

36. Die Behörden, andere geeignete Stellen oder 
beide gemeinsam sollten Verfahren ausarbeiten, 
die es gestatten, die Wirksamkeit der Ausbildungs- 
programme zu beurteilen und beispielsweise fest- 
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zustellen, ob diese Ausbildung zur Hebung der Le- 
benshaltung in der Landwirtschaft, zur Steigerung 
der Produktion und zur Erreichung der in Absatz 2 
genannten Ziele beiträgt; ebenso sollten sie die 
erzielten Fortschritte öfters überprüfen. 


VI. Zwischenstaatliche Maßnahmen 

37. (1) Es sollte nach Möglichkeit, insbesondere 

in Ländern mit ähnlichen landwirtschaftlichen Ver- 
hältnissen, auf einen zwischenstaatlichen Austausch 


von Landwirten und Landarbeitern, der landwirt- 
schaftlichen Jugend, von Lehr- und Forschungsper- 
sonal und Sachverständigen sowie auf einen Aus- 
tausch landwirtschaftlicher Fachliteratur hingewirkt 
werden. 

(2) Wo dies angezeigt ist, sollten zwischen- 
staatliche Zentren für wissenschaftliche Forschung, 
Beratung und berufliche Ausbildung in der Land- 
wirtschaft sowie zwischenstaatliche Tagungen für 
landwirtschaftliche Wissenschaftler, Wirtschaftsbe- 
rater und Lehrer landwirtschaftlicher Schulen ge- 
fördert werden. 


Stellungnahme der Bundesregierung zu der Empfehlung 101 


Die Empfehlung hat das Ziel, die Mitgliedstaaten 
zu veranlassen, geeignete Systeme der beruflichen 
Ausbildung in der Landwirtschaft einzurichten und 
auszubauen. Sie behandelt „Grundsätze und Ziele" 
sowie „Anwendungsbereich und Methoden" der 
Ausbildung. 

Das Schwergewicht der Empfehlung liegt bei den 
Ausbildungsmethoden. Hier ist besonders bedeu- 
tungsvoll, daß die berufliche Ausbildung in der 
Landwirtschaft, gleichgültig, ob es sich um eine 
solche schulischer oder betrieblicher Art handelt, 
nach den gleichen Grundsätzen wie die Ausbildung 
in der Industrie, im Handwerk und im Handel 
durchgeführt werden und von gleicher berufspäd- 
agogischer Wirkung sein soll. Es wird der gleiche 
allgemeine Bildungsstand angestrebt, wenn auch 
Lehrmethoden und Lehrpläne in ländlichen Volks- 
schulen der Umwelt und den Aufgaben der Land- 
arbeit angepaßt sein sollen. Die Bedeutung der 
Landwirtschaft soll auch in den Lehrplänen der 
Mittelschulen, soweit solche in ländlicher Umge- 
bung bestehen, Ausdruck finden. Die in der Emp- 
fehlung vorgesehenen landwirtschaftlichen Fach- 
schulen sollen nach Möglichkeit über einen ange- 
schlossenen Betrieb verfügen und zur höheren 
landwirtschaftlichen Fachschule führen. Auch die 
kurzfristigen Kurse dienen dem Ziel der Empfeh- 
lung, den beruflichen Unterricht der landwirtschaft- 
lichen Lohnarbeiter zu fördern. Sie sollen der Ver- 
vollkommnung der Fachkentnisse und der Allge- 
meinbildung sowie der kurzfristigen Ausbildung 
von Spezialisten für besondere Kulturen, Tierhal- 
tung und -ernährung, Verwendung von Geräten 
und Maschinen, der Bekämpfung von Schädlingen 
und Pflanzenkrankheiten sowie Tierseuchen dienen. 
Da die Art der Ausbildung in besonderem Maße 
von der Qualität eines Betriebes abhängt, wird auf 
die Bedeutung geeigneter Ausbildungsbetriebe hin- 
gewiesen, die repräsentativ sein müssen und nur 
nach sorgfältiger Auswahl zugelassen werden dür- 
fen. 

Sobald die erforderlichen organisatorischen Vorbe- 
reitungen in der Landwirtschaft getroffen sind und 


die Bewirtschaftungsmethoden es rechtfertigen, sol- 
len Ausbildungspläne für die einzelnen Arten von 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten erstellt werden 
zwecks Durchführung einer betriebsgebundenen 
Ausbildung von Lehrlingen. Die Zahl der Lehr- 
linge muß natürlich in einem angemessenen Ver- 
hältnis zu den beschäftigten Facharbeitern stehen; 
die Ausbildung soll mit der Facharbeiterprüfung 
abgeschlossen werden. 

Auch die Ausbildung der Lehrkräfte an landwirt- 
schaftlichen Schulen und der Ausbilder in den Be- 
trieben muß überprüft werden. Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerorganisationen, Frauen- und Jugend- 
verbände sollen auf allen Stufen des landwirtschaft- 
lichen Ausbildungswesens maßgeblich beteiligt sein 
und an der Vervollkommnung der Ausbildungs- 
methoden mitwirken. 

In der Bundesrepublik ist der Inhalt der Empfeh- 
lung bereits Richtschnur für die berufliche Ausbil- 
dung in der Landwirtschaft. Die betriebsgebundene 
Ausbildung bildet seit vielen Jahren die Grundlage 
für die Gewinnung landwirtschaftlicher Fachkräfte, 
für die ein gutes ländliches Berufsschulwesen und 
die landwirtschaftlichen Fach- und Hochschulen be- 
stehen. Die Landwirtschaft bevorzugt qualifizierte 
Kräfte, für die entsprechende Berufsbilder, Berufs- 
bildungspläne und Prüfungsordnungen von den 
Landwirtschaftsministerien der Länder in Zusam- 
menarbeit mit dem Bundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ausgearbeitet und 
erlassen sind. 

Soweit einzelne Punkte der Empfehlung in der Bun- 
desrepublik noch nicht verwirklicht sind — hier 
handelt es sich vor allem um den landwirtschaft- 
lichen Unterricht an den allgemeinbildenden Schu- 
len (Volks- und Mittelschulen) — liegen sie nicht 
in der Zuständigkeit des Bundes, sondern in der 
der Länder. Es ist zu erwarten, daß die Länder bei 
der Durchführung von Maßnahmen auf der Grund- 
lage der Empfehlung 101 die Regelungen berück- 
sichtigen, die den Grundsätzen der Empfehlung ent- 
sprechen. 
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Neununddreißigste Tagung 
der 

Internationalen Arbeitskonferenz 
(Genf, 6. bis 28. Juni 1956) 


Empfehlung 102 

betreffend Sozialeinrichtungen für Arbeitnehmer 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen 
Arbeitsamtes nach Genf einberufen wurde und 
am 6. Juni 1956 zu ihrer neununddreißigsten 
Tagung zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend Sozialeinrichtungen für Arbeitneh- 
mer, eine Frage, die den fünften Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, und 
dabei bestimmt, daß die Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 26. Juni 1956, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung be- 
treffend Sozialeinrichtungen, 1956, bezeichnet wird. 

Die Konferenz geht davon aus, daß es wünschens- 
wert ist, für Sozialeinrichtungen bestimmte Grund- 
sätze festzulegen und Richtlinien aufzustellen be- 
treffend 

a) die Verpflegung im Betrieb oder in dessen Nähe, 

b) Räumlichkeiten und Gelegenheiten zum Aus- 
ruhen im Betrieb oder in dessen Nähe und Ge- 
legenheiten zur Erholung, wobei der bezahlte 
Urlaub außer Betracht bleibt, 

c) Beförderungsmittel zum und vom Arbeitsplatz, 
falls die allgemeinen öffentlichen Verkehrsmittel 
unzureichend oder schwer benutzbar sind. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen so weitgehend und rasch an- 
zuwenden, wie dies die Verhältnisse in ihrem 
Lande gestatten, sei es durch ein Vorgehen frei- 
williger Art, durch ein Vorgehen der öffentlichen 
Stellen oder durch jedes andere geeignete Vor- 
gehen, und dem Internationalen Arbeitsamt ent- 
sprechend den Beschlüssen des Verwaltungsrates 
über die zu ihrer Verwirklichung getroffenen Maß- 
nahmen zu berichten. 

I. Anwendungsbereich 

1. Diese Empfehlung findet auf manuelle und 
nichtmanuelle Arbeitnehmer in öffentlichen oder 
privaten Betrieben mit Ausnahme der Landarbeiter 
und der im Seetransport beschäftigten Personen An- 
wendung. 

2. In Fällen, in denen es zweifelhaft ist, ob diese 
Empfehlung auf einen bestimmten Betrieb Anwen- 
dung findet, sollte die Frage entweder von der zu- 
ständigen Stelle nach Anhörung der beteiligten 


Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände oder ge- 
mäß der Gesetzgebung oder der Praxis des Landes 
entschieden werden. 


II. Durchführungsmethoden 

3. Mit Rücksicht auf die Vielfalt der Sozialein- 
richtungen und der diesbezüglich geltenden Praxis 
in den einzelnen Ländern können die in dieser Emp- 
fehlung genannten Einrichtungen durch ein Vor- 
gehen der öffentlichen Stellen oder durch ein Vor- 
gehen freiwilliger Art 

a) im Wege der Gesetzgebung oder durch Verord- 
nung, 

b) auf jedem anderen, von der zuständigen Stelle 
nach Anhörung der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände gebilligten Wege oder 

c) auf Grund von Gesamtarbeitsverträgen oder son- 
stigen Vereinbarungen der beteiligten Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer 

eingeführt werden. 


III. Verpflegung 

A. Kantinen 

4. Soweit es wünschenswert ist, sollten Kanti- 
nen, die geeignete Mahlzeiten ausgeben, in den Be- 
trieben oder in deren Nähe eingerichtet und unter- 
halten werden, wobei der Umfang der Belegschaft, 
die Nachfrage nach Kantinen und ihre voraussicht- 
liche Inanspruchnahme, das Fehlen sonstiger geeig- 
neter Einrichtungen für die Einnahme von Mahl- 
zeiten und alle anderen erheblichen Umstände zu 
berücksichtigen sind. 

5. Sieht die innerstaatliche Gesetzgebung Kan- 
tinen vor, so sollte die zuständige Stelle dazu be- 
fugt sein, die Errichtung und den Betrieb von Kan- 
tinen in den Unternehmen oder in deren Nähe zu 
verlangen, wenn die Belegschaft eine Mindestzahl 
übersteigt oder wenn dies aus irgendeinem ande- 
ren von der zuständigen Stelle bestimmten Grunde 
wünschenswert ist. 

6. Sind für die Errichtung von Kantinen die 
auf Grund der innerstaatlichen Gesetzgebung ein- 
gesetzten Betriebsräte zuständig, so sollten sie 
Kantinen in Betrieben errichten, in denen ihre Er- 
richtung und ihr Betrieb wünschenswert sind. 
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7. Werden Kantinen auf Grund von Gesamt- 
arbeitsverträgen oder auf anderem Wege, mit Aus- 
nahme der in den Absätzen 5 und 6 erwähnten 
Fälle, errichtet, so sollten derartige Vereinbarun- 
gen auf Betriebe Anwendung finden, in denen die 
Errichtung und der Betrieb von Kantinen aus einem 
zwischen den betreffenden Arbeitgebern und Ar- 
beitnehmern vereinbarten Grunde wünschenswert 
sind. 

8. Die zuständige oder jede sonstige geeignete 
Stelle sollte zweckdienliche Vorkehrungen treffen, 
um einzelnen Betrieben in technischen Fragen, die 
mit der Errichtung und dem Betrieb von Kantinen 
verbunden sind, Auskunft, Rat und Anleitung zu 
erteilen. 

9. (1) Bestehen noch keine befriedigenden Ver- 
öffentlichungen, so sollte die zuständige oder jede 
sonstige geeignete Stelle ausführliche Auskünfte, 
Vorschläge und Anleitungen über Verfahren für 
die Errichtung und den Betrieb von Kantinen aus- 
arbeiten und veröffentlichen, die den besonderen 
Verhältnissen des betreffenden Landes angepaßt 
sind. 

(2) Diese Angaben sollten Vorschläge ent- 
halten über 

a) Lage der Kantinen im Verhältnis zu den ver- 
schiedenen Gebäuden oder Abteilungen der be- 
treffenden Betriebe; 

b) Errichtung gemeinsamer Kantinen für mehrere 
Betriebe, soweit es angezeigt ist; 

c) Innenausstattung der Kantinen, Richtlinien für 
Ausmaße, Beleuchtung, Heizung, Temperatur 
und Lüftung; 

d) Anlage der Räumlichkeiten der Kantinen: 
Speiseraum oder Speiseräume, Ausgabestelle, 
Küche, Spülküche, Speisekammer, Verwaltungs- 
büro sowie Schränke und Waschräume für das 
Kantinenpersonal; 

e) Ausstattung, Möblierung und Ausschmückung 
der Kantinen: Einrichtungen für die Zubereitung 
und das Kochen von Speisen, Kühlanlage, Vor- 
ratshaltung und Geschirrwaschen; Art des zum 
Kochen verwendeten Brennstoffs; Art der Tische 
und Stühle im Speiseraum oder in den Speise- 
räumen; allgemeiner Plan für das Ausmalen und 
Ausschmücken; 

f) Art der ausgegebenen Mahlzeiten; Einheits- 
menüs, gegebenenfalls mit der Möglichkeit, 
Gänge auszuwählen, Essen nach der Karte; Diät- 
menüs nach ärztlicher Verordnung; besondere 
Menüs für Arbeitnehmer, die in ungesunden Be- 
rufen beschäftigt sind; Frühstück, Mittagessen 
oder andere Mahlzeiten für Schichtarbeiter; 

g) Ernährungsnormen: Nährwerte der Nahrungs- 
mittel, Aufstellung von Menüs und ausgegliche- 
nen Diäten; 

h) Formen der Kantinenbedienung: Schalter- und 
Schanktischbedienung, Selbstbedienung und 
Tischbedienung; für jede Bedienungsform erfor- 
derliches Personal; 


i) in der Küche und in den Speiseräumen zu be- 
achtende Hygienevorschriften; 

j) finanzielle Fragen: Anfangskapital für Bau, 
Einrichtung und Ausstattung, Unkosten und lau- 
fende Unterhaltsspesen, Nahrungsmittel- und 
Personalkosten, Buchführung, Festsetzung der 
Preise für die Mahlzeiten. 


B. Büfetts und Erfrischungswagen 

10. (1) In den Betrieben, in denen sich Kantinen 
zur Ausgabe geeigneter Mahlzeiten nicht einrichten 
lassen, und in den anderen Betrieben, in denen be- 
reits derartige Kantinen bestehen, sollten bei Be- 
darf und nach Möglichkeit für Arbeitnehmer, die 
verpackte Speisen oder Imbisse, Tee, Kaffee, Milch 
oder andere Getränke zu kaufen wünschen, Büfetts 
oder Erfrischungswagen gehalten werden. Er- 
frischungswagen sollten jedoch nicht an Arbeits- 
plätzen eingeführt werden, an denen gefährliche 
oder schädliche Herstellungsverfahren es nicht er- 
wünscht erscheinen lassen, daß die Arbeitnehmer 
ihre Mahlzeit und ihre Getränke dort einnehmen. 

(2) Einige dieser Einrichtungen sollten nicht 
nur während der Mittags- oder Schichtpausen, son- 
dern auch während der zulässigen Erholungspausen 
und Arbeitsunterbrechungen zur Verfügung stehen. 

C. Speiseräume und andere geeignete 
Räumlichkei ten 

11. (1) In Betrieben, in denen sich Kantinen zur 
Ausgabe geeigneter Mahlzeiten nicht einrichten 
lassen, und bei Bedarf auch in den übrigen Betrie- 
ben, in denen bereits derartige Kantinen bestehen, 
sollten, wo es möglich und angezeigt ist, den Ar- 
beitnehmern Speiseräume zur Verfügung gestellt 
werden, damit sie mitgebrachte Eßwaren zubereiten 
oder aufwärmen und verzehren können. 

(2) Diese Einrichtungen sollten mindestens 
umfassen 

a) einen Raum, für den je nach Klima die ge- 
eigneten Maßnahmen getroffen werden, um die 
wegen Kälte oder Wärme bestehenden unange- 
nehmen Verhältnisse zu verbessern, 

b) angemessene Lüftung und Beleuchtung, 

c) geignete Tische und Stühle in ausreichender 
Zahl, 

d) geeignete Vorrichtungen zum Aufwärmen von 
Speisen und Getränken, 

e) gesundes Trinkwasser in ausreichender Menge. 

D. Fahrbare Kantinen 

12. In Betrieben, in denen die Arbeitnehmer auf 
weit auseinanderliegende Arbeitsplätze verstreut 
sind, sollten, wenn es durchführbar und notwendig 
ist und wo keine anderen befriedigenden Einrich- 
tungen bestehen, fahrbare Kantinen für den Ver- 
kauf geeigneter Mahlzeiten an die Arbeitnehmer 
eingerichtet werden. 
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E. Andere Einrichtungen 

13. Besondere Maßnahmen sollten zur Schaf- 
fung von Einrichtungen getroffen werden, die es 
Schichtarbeitern gestatten, zu gegebenen Zeiten ge- 
eignete Mahlzeiten und Getränke einzunehmen. 

14. An Orten, an denen keine ausreichenden 
Einrichtungen für den Kauf geeigneter Lebensmit- 
tel, Getränke und Mahlzeiten bestehen, sollten 
Maßnahmen ergriffen werden, damit den Arbeit- 
nehmern derartige Einrichtungen zur Verfügung 
stehen. 

F. Benutzung der Einrichtungen 

15. Die Arbeitnehmer sollten in keinem Fall ge- 
zwungen werden, von diesen Verpflegungseinrich- 
tungen Gebrauch zu machen, außer wenn die inner- 
staatliche Gesetzgebung dies aus Gesundheitsrück- 
sichten vorsieht. 


IV. Gelegenheiten zum Ausruhen 

A. Sitzgelegenheiten 

16. (1) In Betrieben, in denen Arbeitnehmer, 
insbesondere Frauen und jugendliche Arbeit- 
nehmer, während ihrer Arbeit Gelegenheit haben, 
sich von Zeit zu Zeit zu setzen, ohne daß ihre 
Arbeit dadurch beeinträchtigt wird, sollten für sie 
Sitzgelegenheiten bereitgestellt werden. 

(2) Diese Sitzgelegenheiten sollten in aus- 
reichender Zahl und entsprechend nahe beim Ar- 
beitsplatz der betreffenden Arbeitnehmer zur Ver- 
fügung stehen. 

17. (1) In Betrieben, in denen ein Großteil der 
Arbeit ohne weiteres sitzend verrichtet werden 
kann, sollten den in Betracht kommenden Arbeit- 
nehmern Sitzgelegenheiten zur Verfügung gestellt 
werden. 

(2) Die Sitzgelegenheiten sollten nach ihrer 
Form, ihrem Typ und ihren Ausmaßen für den Ar- 
beitnehmer bequem und für die Arbeit geeignet 
sein; erforderlichenfalls sollten Fußstützen vorge- 
sehen werden. 

18. Ohne Rücksicht darauf, ob die innerstaat- 
liche Gesetzgebung für Arbeitnehmer Sitzgelegen- 
heiten vorsieht, sollte die zuständige Stelle in je- 
dem Lande die Beamten der entsprechenden staat- 
lichen Stelle dazu ermächtigen, Auskunft, Rat und 
Anleitung über technische Fragen der Einrichtung 
und der Instandhaltung angemessener Sitzgelegen- 
heiten zu erteilen, insbesondere wenn diese Sitz- 
gelegenheiten Arbeitnehmern zur Verfügung ge- 
stellt werden, die einen Großteil der Arbeit ohne 
weiteres sitzend ausführen können. 

B. Ruheräume 

19. (1) In Betrieben, in denen für Arbeitnehmer, 
die während der Arbeit eine Ruhepause benötigen, 


keine sonstigen Einrichtungen bestehen, sollte dort, 
wo es mit Rücksicht auf die Art der Arbeit und auf 
die übrigen in Betracht kommenden Voraussetzun- 
gen und Umstände erwünscht ist, ein Ruheraum 
eingerichtet werden. Ruheräume sollten insbeson- 
dere eingerichtet werden, um den Bedürfnissen fol- 
gender Gruppen zu entsprechen: der Arbeitneh- 
merinnen; der Arbeitnehmer, die mit besonders 
beschwerlichen oder mit Spezialarbeiten beschäftigt 
sind, die eine Ruhepause während der Arbeitszeit 
erfordern; ferner der Schichtarbeiter während der 
Arbeitspausen. 

(2) Die innerstaatliche Gesetzgebung sollte, 
soweit es angezeigt ist, die zuständige Stelle dazu 
ermächtigen, die Einrichtung von Ruheräumen in 
bestimmten Betrieben oder Gruppen von Betrieben 
zu verlangen, sofern die zuständige Stelle diese 
Einrichtung mit Rücksicht auf die Bedingungen und 
Umstände der Beschäftigung als erwünscht erachtet. 

20. Diese Einrichtungen sollten mindestens um- 
fassen 

a) einen Raum, für den je nach Klima die geeig- 
neten Maßnahmen getroffen werden, um die we- 
gen Kälte oder Wärme bestehenden unangeneh- 
men Verhältnisse zu verbessern, 

b) angemessene Lüftung und Beleuchtung, 

c) geeignete Sitzgelegenheiten in ausreichender 
Zahl. 


V. Gelegenheiten zur Erholung 

21. (1) Es sollten geeignete Maßnahmen getrof- 
fen werden, um die Einrichtung von Erholungs- 
gelegenheiten für die Arbeitnehmer im Betrieb oder 
in dessen Nähe anzuregen, sofern nicht bereits der- 
artige Gelegenheiten von besonderen Stellen oder 
vom Gemeinwesen geschaffen worden sind und zur 
Verfügung stehen und sofern von den Vertretern 
der beteiligten Arbeitnehmer ein tatsächliches Be- 
dürfnis nach diesen Erholungsgelegenheiten geltend 
gemacht wird. 

(2) Erweisen sich diese Maßnahmen als not- 
wendig, so sollten sie entweder von den Betriebs- 
räten oder von sonstigen auf Grund der inner- 
staatlichen Gesetzgebung geschaffenen Stellen ge- 
troffen werden, falls diese Frage in ihre Zuständig- 
keit fällt, oder auf Grund freiwilligen Vorgehens 
der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer nach gegen- 
seitiger Rücksprache. Vorzugsweise sollten diese 
Maßnahmen in einer Weise getroffen werden, die 
das Vorgehen der öffentlichen Stellen anregen und 
unterstützen, so daß das Gemeinwesen der Nach- 
frage nach Erholungsgelegenheiten entsprechen 
kann. 

22. Unabhängig von den für die Einrichtung 
von Erholungsgelegenheiten verwendeten Metho- 
den sollten die Arbeitnehmer in keinem Fall ge- 
zwungen werden, von irgendwelchen dieser Ge- 
legenheiten Gebrauch zu machen. 
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VI. Verwaltung der Verpflegungs- und Erholungs- 
einrichtungen 

23. Obwohl die den Arbeitnehmern zur Ver- 
fügung gestellten Verpflegungs- und Erholungs- 
einrichtungen auf unterschiedliche Art je nach den 
Sitten des einzelnen Landes oder Ortes oder nach 
Vereinbarungen verwaltet werden können, welche 
die allgemeine Organisation der Sozialeinrichtun- 
gen besonderen Stellen übertragen, seien im fol- 
genden einige der Verwaltungsformen erwähnt, 
welche die zuständigen Stellen sowie die Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer berücksichtigen sollten: 

a) Verpflegungseinrichtungen 

i) In Ländern, in denen von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung eingesetzte Betriebsräte für die 
Organisation der Verpflegungseinrichtungen 
verantwortlich sind, sollten die Einrichtungen 
von diesen Betriebsräten oder den von ihnen 
bestellten Unterausschüssen verwaltet wer- 
den. 

ii) In den übrigen Ländern sollten diese Einrich- 
tungen von der Betriebsleitung oder von 
befähigten und von ihr ernannten Geschäfts- 
führern verwaltet werden, wobei Maßnah- 
men zu treffen sind, um die Belegschaft an- 
zuhören, z. B. durch Vermittlung eines Kan- 
tinenausschusses der Arbeitnehmervertreter. 

b) Erholungseinrichtungen 

i) In Ländern, in denen von der innerstaatlichen 
Gesetzgebung eingesetzte Betriebsräte für 
die Organisation der Erholungseinrichtungen 
verantwortlich sind, sollten die Einrichtungen 
von diesen Betriebsräten oder den von ihnen 
bestellten Unterausschüssen verwaltet wer- 
den. 

ii) In den übrigen Ländern sollten diese Einrich- 
tungen entweder von einem durch die Be- 
legschaft gewählten Zentralausschuß für Frei- 
zeitgestaltung, mit oder ohne Beteiligung 
eines oder mehrerer Vertreter der Betriebs- 
leitung, oder einer Anzahl verschiedener auf 
freiwilliger Grundlage von Belegschaftsgrup- 
pen gegründeter Vereine verwaltet werden, 
die sich für die eine oder andere Form der 
Freizeitgestaltung interessieren. 

24. Die zuständigen Stellen jedes Landes sollten 
dafür sorgen, daß die Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände bezüglich der Verwaltungsmetho- 
den und der Beaufsichtigung der auf Grund der in- 
nerstaatlichen Gesetzgebung geschaffenen Sozial- 
einrichtungen angehört werden. 


VII. Finanzierung der Verpflegungs- und Erholungs- 
ein riditun gen 

25. Obwohl die Verpflegungs- und Erholungs- 
einrichtungen verschieden je nach den Sitten des 
einzelnen Landes oder Ortes oder nach Verein- 
barungen finanziert werden können, welche die all- 


gemeine Organisation der Sozialeinrichtungen be- 
sonderen Stellen übertragen, seien im folgenden 
einige der Finanzierungsformen erwähnt, welche 
die zuständigen Stellen sowie die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer in Betracht ziehen sollten: 

a) Verpflegungseinrichtungen 

i) Der Arbeitgeber trägt die Kosten für Bau, 
Miete oder sonstige Bereitstellung von 
Räumen für die Verpflegungseinrichtungen, 
für die erforderliche Ausstattung und Möblie- 
rung sowie die laufenden Unkosten, ins- 
besondere für Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung, für Gebühren und Steuern, für 
Versicherungsprämien und für Instandhaltung 
der Räume, der Ausstattung und des Mo- 
biliars. 

ii) Der die Verpflegungseinrichtungen benutzende 
Arbeitnehmer zahlt für die Mahlzeiten und 
abgegebenen Nahrungsmittel. 

iii) Die Kosten der Löhne und Versicherungs- 
beiträge für das Personal der Verpflegungs- 
einrichtungen werden entweder vom Arbeit- 
geber oder von den Arbeitnehmern bestrit- 
ten, im letztgenannten Falle mittels Bezah- 
lung der Mahlzeiten und abgegebenen Nah- 
rungsmittel. 

b) Erholungseinrichtungen 

i) Der Arbeitgeber trägt die Kosten für Bau, 
Miete oder sonstige Bereitstellung von Er- 
holungsräumen, für Grundstücke und Einrich- 
tungen zu Erholungszwecken im Freien, für 
die erforderliche ständige Ausstattung und 
Möblierung sowie die laufenden Unkosten, 
insbesondere für Heizung, Beleuchtung und 
Reinigung, für Gebühren und Steuern, für 
Versicherungsprämien und für Instandhal- 
tung der Räume, Grundstücke, Einrichtungen, 
Ausstattung und des Mobiliars. 

ii) Der die Erholungsreinrichtungen benutzende 
Arbeitnehmer bestreitet die laufenden Aus- 
gaben, insbesondere für die Anschaffung von 
Material und sonstigem Zubehör, durch Lei- 
stung von Mitgliedsbeiträgen und Gebühren 
für die Teilnahme an Spielen und durch Ent- 
richtung von Eintrittsgeldern für sportliche 
Veranstaltungen oder auf andere Weise. 

26. Bestehen in wirtschaftlich unterentwickelten 
Ländern für Sozialeinrichtungen keine sonstigen 
gesetzlichen Verpflichtungen, so können diese Ein- 
richtungen aus Sozialfonds finanziert werden, deren 
Mittel aus behördlich festgesetzten Beiträgen stam- 
men und von Ausschüssen verwaltet werden, denen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter paritätisch 
angehören. 

27. (1) Werden Mahlzeiten und sonstige Mittel 
zur Verpflegung den Arbeitnehmern vom Arbeit- 
geber unmittelbar zur Verfügung gestellt, so soll- 
ten die Preise angemessen sein und derart festge- 
setzt werden, daß die Arbeitgeber keinen Gewinn 
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erzielen; etwaige Überschüsse aus dem Vertrieb 
sollten in eine Kasse oder auf ein Sonderkonto ein- 
gezahlt werden, deren Mittel den Umständen ent- 
sprechend entweder zum Ausgleich von Verlusten 
oder zur Verbesserung der den Arbeitnehmern zur 
Verfügung gestellten Einrichtungen zu verwenden 
wären. 

(2) Werden Mahlzeiten und sonstige Mittel 
zur Verpflegung den Arbeitnehmern von einem 
Geschäftsführer oder von einem Pächter zur Verfü- 
gung gestellt, so sollten die Preise angemessen sein 
und derart festgesetzt werden, daß die Arbeitgeber 
keinen Gewinn erzielen. 

(3) Sind die betreffenden Einrichtungen auf 
Grund von Gesamtarbeitsverträgen oder durch Son- 
dervereinbarungen einzelner Betriebe geschaffen 
worden, so sollte die in Unterabsatz 1 erwähnte 
Kasse entweder von einer paritätischen Stelle oder 
von den Arbeitnehmern verwaltet werden. 

28. (1) In keinem Fall darf von Arbeitnehmern 

verlangt werden, daß sie sich an den Kosten für die 
Sozialeinrichtungen zu beteiligen haben, die sie 
persönlich nicht zu benutzen wünschen. 

(2) Wird vorgesehen, daß die Arbeitnehmer 
zu den Kosten für Sozialeinrichtungen beizutragen 
haben, so sollten Ratenzahlungen oder gestundete 
Zahlungen nicht erlaubt sein. 


VIII. Beförderungsmittel 

29. Falls es landes- oder ortsüblich ist, daß die 
Arbeitnehmer für den Weg zur und von der Arbeit 
ihre eigenen Beförderungsmittel verwenden, sollte, 
wo dies notwendig und durchführbar ist, für die 
Einrichtung von zweckmäßigen Park- und Unter- 
bringungsgelegenheiten gesorgt werden. 

30. Ist die Zurücklegung des Weges zur und 
von der Arbeit für einen Großteil der Arbeitnehmer 
mit besonderen Schwierigkeiten verbunden, weil 
die allgemeinen Beförderungsmittel nicht genügen 
oder weil die Fahrpläne nicht auf Beginn und 
Schluß der Arbeitszeit abgestimmt sind, so sollten 
sich die Betriebe, die diese Arbeitnehmer beschäf- 
tigen, darum bemühen, bei den öffentlichen Ver- 


kehrsbetrieben der betreffenden Ortschaft die er- 
forderlichen Anpassungen und Verbesserungen 
durchzusetzen. 

31. Beruhen die Beförderungsschwierigkeiten 
der Arbeitnehmer zur Hauptsache auf Uberfüllung 
der Beförderungsmittel und auf Stockungen im Ver- 
kehr zu bestimmten Tagesstunden und können 
diese Schwierigkeiten nicht anders beseitigt wer- 
den, so sollten sich die Betriebe, die diese Arbeit- 
nehmer beschäftigen, nach Rücksprache mit den be- 
treffenden Arbeitnehmern, mit den öffentlichen Be- 
förderungs- und Verkehrsstellen und gegebenen- 
falls mit anderen Betrieben des Ortes darum be- 
mühen, Beginn und Schluß der Arbeitszeit für den 
gesamten Betrieb oder für einige Abteilungen den 
Verhältnissen anzupassen oder sie zu staffeln. 

32. Besteht für die Arbeitnehmer Bedarf nach 
ausreichenden, leicht benutzbaren Beförderungs- 
mitteln und können diese auf keine andere Weise 
bereitgestellt werden, so sollten die Betriebe sie 
zur Verfügung stellen. 

33. In einzelnen Ländern, Gebieten oder Indu- 
strien, in denen die öffentlichen Beförderungsmittel 
unzureichend oder schwer benutzbar sind, sollte der 
Betrieb, falls er keine Beförderungsmittel bereit- 
stellt, im Einvernehmen zwischen dem Arbeitgeber 
und den beteiligten Arbeitnehmern eine Beförde- 
rungsentschädigung auszahlen. 

34. Erforderlichenfalls sollten die Betriebe da- 
für sorgen, daß geeignete öffentliche oder sonstige 
Beförderungsmittel Schichtarbeitern zur Verfügung 
gestellt werden, die während des Tages oder der 
Nacht zu einer Zeit arbeiten, da die ordentlichen 
Beförderungsmittel unzureichend, unbenützbar oder 
nicht vorhanden sind. 


IX. Allgemeine Bestimmung 

35. Wird in dieser Empfehlung der Ausdruck 
„innerstaatliche Gesetzgebung" verwendet, so be- 
zieht er sich im Falle eines Bundesstaates je nach 
der Verfassung des betreffenden Mitgliedes sowohl 
auf die Gesetzgebung des Bundes als auch der 
Gliedstaaten, Provinzen oder Kantone. 
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Stellungnahme der Bundesregierung zu der Empfehlung 102 


In der Empfehlung werden für eine Reihe von So- 
zialeinrichtungen bestimmte Grundsätze festgelegt 
und Richtlinien aufgestellt, und zwar für 

a) Verpflegung im Betrieb oder in dessen Nähe, 

b) Räumlichkeiten und Gelegenheiten zum Aus- 
ruhen im Betrieb oder in dessen Nähe und Ge- 
legenheiten zur Erholung, wobei der bezahlte 
Urlaub außer Betracht bleibt, 

c) Beförderungsmittel zum und vom Arbeitsplatz, 
falls die allgemeinen öffentlichen Verkehrsmittel 
unzureichend oder schwer benutzbar sind. 

Sozialeinrichtungen dieser Art sind in der Bundes- 
republik im wesentlichen bereits seit längerer Zeit 
auf freiwilliger Grundlage eingeführt und liegen bei 
einem internationalen Vergleich auf beachtlicher 
Höhe. Auch die Durchführung der Empfehlung wird 
in der Bundesrepublik in erster Linie im Wege der 
sozialen Selbstbestimmung erfolgen. 


Durch gesetzliche Vorschriften, Erlasse und Richt- 
linien wird in der Bundesrepublik nur auf einige 
betriebliche soziale Einrichtungen unter dem Ge- 
sichtspunkt des Arbeitsschutzes staatlicher Einfluß 
genommen. Sie betreffen u. a. die Bereitstellung von 
Sitzgelegenheiten für Angestellte in offenen Ver- 
kaufsstellen und für Schwerbeschädigte sowie Be- 
stimmungen über Aufenthalts- und Eßräume, Die 
Beachtung derartiger Vorschriften und Richtlinien 
sowie auch andere im Interesse des Arbeitsschutzes 
notwendige Maßnahmen können im Einzelfall von 
den Gewerbeaufsichtsbeamten auf Grund des § 120 d 
der Gewerbeordnung durch polizeiliche Verfügung 
erzwungen werden. 

Darüber hinausgehende Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung der Empfehlung 102 erachtet die Bundesregie- 
rung im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht als erforder- 
lich. 
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